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2 VORBEMERKUNG1

Im Herbst 2008 erreichte die Kern-
schmelze im globalen Finanzsystem ih-
ren Höhepunkt. Die Herrschenden schie-
nen die Lektion der 1930er Jahre gelernt 
zu haben: Koordinierte Zentralbankinter-
ventionen, Bankenrettungspakete und 
Konjunkturpakte im Umfang von vielen 
Hundert Milliarden Dollar verhinderten 
den totalen Zusammenbruch des Finanz-
systems und der Weltwirtschaft. Der 
Preis dafür war freilich ein noch rapide-
rer Anstieg der Haushaltsdefizite und der 
Staatsverschuldung, die sich ohnehin 
aufgrund der krisenbedingt wachsen-
den Massenarbeitslosigkeit, der wegbre-
chenden Steuereinnahmen und der an-
steigenden Sozialausgaben ausweiteten. 
Daraufhin verloren die KapitalanlegerIn-
nen das Vertrauen in die Zahlungsfähig-
keit von Staaten mit einer schwachen 
Produktionsstruktur wie Griechenland; 
die Zinsen, die diese Länder für ihre 
Staatsanleihen zu zahlen hatten, schos-
sen steil in die Höhe.
Die globale Finanz- und Wirtschaftskrise 
deckte schonungslos die inneren Wider-
sprüche der Europäischen Union und 
vor allem der Europäischen Wirtschafts- 
und Währungsunion (WWU) auf. Die 
aus der hierarchischen internationalen 
Arbeitsteilung resultierenden asymmet-
rischen Kapitalverflechtungen und Han-
delsbeziehungen hatten innerhalb der 
EU dazu geführt, dass einigen wenigen 
Ländern mit großen Leistungsbilanz-
überschüssen – an erster Stelle Deutsch-
land – viele Staaten mit Leistungsbilanz-
defiziten gegenüberstanden. Die WWU 
verstärkte die makroökonomischen Un-
gleichgewichte noch, da Länder mit 
überdurchschnittlichen Inflationsraten 
an preislicher Wettbewerbsfähigkeit 

verloren, ohne dies durch Währungs
abwertungen kompensieren zu können, 
und dort zudem durch relativ niedrige 
Realzinsen die Kreditaufnahme begüns-
tigt wurde, die den Importsog noch 
verstärkte.
Um die Refinanzierung der Schulden zu 
gewährleisten und ein Auseinanderbre-
chen der WWU zu verhindern, weiteten 
die Eurostaaten die Vergemeinschaftung 
von Krediten bzw. die gemeinschaftliche 
Haftung für Kreditrisiken über die Euro-
päische Zentralbank (EZB), die Europäi-
sche Finanzstabilisierungsfazilität (EFSF) 
und den Europäischen Stabilitätsmecha-
nismus (ESM) sukzessive aus. Neue Kre-
dite und Bürgschaften wurden jedoch 
nur gegen harte Sparauflagen gewährt. 
Die Austeritätspolitik, die von den natio
nalen Regierungen, der Europäischen 
Kommission, der EZB und dem Interna-
tionalen Währungsfonds (IWF) durchge-
setzt wurde, führte zu einem Einbruch 
der effektiven Nachfrage und verlänger-
te somit die Krise: 2012/13 kam es in der 
EU zu dem gefürchteten «double dip», 
das heißt zu einer erneuten Rezession 
in zahlreichen Mitgliedsländern. Aus der 
Perspektive des neoliberalen wirtschafts-
politischen Mainstreams war die Auste-
ritätspolitik jedoch notwendig, um eine 
strukturelle Verbesserung der Wettbe-
werbsfähigkeit in den betroffenen Staa-
ten zu erreichen.
Nach zehn Jahren Krise stellt sich die Fra-
ge, welche Auswirkungen sich aus dem 
bisherigen Krisenmanagement der EU 
ergeben. Obwohl die ungleiche Entwick-
lung in der EU nicht in erster Linie ein 
Resultat zu hoher und zu niedriger Löh-
ne ist (Abschnitt 1), zeigt sich zunächst, 
dass das Lohnverhältnis als zentraler 



3Ansatzpunkt der europäischen Krisen-
bearbeitung stärker europäisiert wurde. 
Es ist unter neoliberal-autoritärem Vor-
zeichen zu einer deutlichen Verlagerung 
von arbeitsmarkt- und lohnpolitischen 
Kompetenzen auf die europäische Ebe-
ne gekommen (Abschnitt 2). Wir vertre-
ten die These, dass die Eurokrise durch 
die autoritäre Bearbeitung vor allem auf 
Kosten der Lohnabhängigen in Südeuro-
pa (Abschnitt 3) zwar vorläufig überwun-
den wurde, die ihr zugrunde liegenden 
Ursachen durch die einseitige Konzen-
tration auf die Lohnentwicklung jedoch 
nicht beseitigt wurden: Die Divergen-
zen zwischen den Mitgliedstaaten der 
EU sind nicht verschwunden, sondern 
teilweise sogar noch größer geworden 
(Abschnitt 4). Die grundlegenden Wi-
dersprüche der europäischen Integra-
tion und vor allem der Wirtschafts- und 

Währungsunion bleiben bestehen und 
brechen nun an anderen Stellen auf – ak-
tuell insbesondere in Italien (Abschnitt 5) 
und in der sich abzeichnenden Krise 
der neomerkantilistischen Exportstra-
tegie Deutschlands. Insgesamt ist die 
Krisenbearbeitung durch eine wider-
sprüchliche Entwicklung gekennzeich-
net: Während die Krise einerseits zu einer 
Vertiefung der Integration im Bereich der 
Regulation des Lohnverhältnisses ge-
führt hat, verschärfte sich andererseits 
die ungleiche Entwicklung der EU-Staa-
ten, womit eine Tendenz der Desinteg-
ration verbunden ist. Obwohl sich beide 
Entwicklungstendenzen nicht unabhän-
gig voneinander entfalten, stellen wir sie 
zunächst gesondert dar, um dann in der 
Schlussfolgerung (Abschnitt 6) eine Ge-
samteinschätzung dieser Entwicklungen 
vorzunehmen.

1  Bei diesem Text handelt es sich um eine überarbeitete und 
erweiterte Fassung eines Textes, der in Heft 192 der Zeitschrift 
PROKLA erschien. 



4 1 LIEGT DIE UNGLEICHE ENTWICKLUNG 
AN DEN LÖHNEN?

Anders als die herkömmlichen Interpre-
tationen der Eurokrise gehen wir nicht 
davon aus, dass die Zahlungsbilanz
ungleichgewichte in erster Linie durch zu 
hohe Löhne in den Defizitländern (so die 
neoliberale Lesart) oder durch zu niedri-
ge Löhne in den Überschussländern (so 
die keynesianische Lesart) verursacht 
werden. Hinter den Zahlungsbilanzun-
gleichgewichten steht vielmehr eine un-
gleiche internationale Arbeitsteilung, die 
nur zum Teil durch die Lohnentwicklung 
bestimmt wird; Letztere ist ein unterge-
ordneter Faktor gegenüber den struk-
turellen Differenzen zwischen den Pro-
duktionssystemen der verschiedenen 
Länder (vgl. Storm/Naastepad 2015). 
Folgt man den Überlegungen der marxis-
tischen Internationalisierungsdiskussion 
(Deubner u. a. 1979), so beruhen diese 
Differenzen innerhalb der hierarchischen 
internationalen Arbeitsteilung nicht pri-
mär auf komparativen Kostenvorteilen 
bzw. preislicher Wettbewerbsfähigkeit, 
sondern in erster Linie auf der sektoralen 
Zusammensetzung eines Produktions-
systems. Eine übergeordnete bzw. domi-
nante Position in der internationalen Ar-
beitsteilung ergibt sich aus der Kapazität 
einiger weniger kohärenter Produktions-
systeme, komplexe Produktionsmittel 
und insbesondere Produktionsmittel zur 
Herstellung anderer Produktionsmittel 
eigenständig herzustellen. Hierzu zählen 
vor allem die Bereiche Maschinenbau, 
Elektrotechnik und chemische Indus
trie. Durch den Export dieser Investiti-
onsgüter setzen die dominanten Produk-
tionssysteme die «terms of production» 
(Schlupp 1979: 18) in allen weiteren 
Sektoren weniger kohärenter bis desin-

tegrierter und insofern peripherer Pro-
duktionssysteme, was strukturelle Im-
portabhängigkeiten und technologische 
Abhängigkeit begründet. In ähnlicher 
Weise hebt auch die aktuelle Diskussi-
on in der heterodoxen Wirtschaftswis-
senschaft und Evolutionsökonomik die 
Bedeutung der Technologieentwicklung 
und Produktkomplexität gegenüber Fak-
toren preislicher Wettbewerbsfähigkeit 
hervor (Tacchella u. a. 2012; Dosi u. a. 
2015). Produktionssysteme zeichnen 
sich auch durch hochgradig unterschied-
liche Fähigkeiten, Produktinnovationen 
zu generieren und die Produktlebens
zyklen zu kontrollieren, sowie durch un-
terschiedliche Entwicklungen der Ar-
beitsproduktivität aus.
Ausgehend von diesen Grundannah-
men sehen wir die Ursachen der Euro-
krise in erster Linie in der ungleichen 
Entwicklung der europäischen Arbeits-
teilung und der Produktionssysteme und 
nicht in der Lohnentwicklung. Die euro-
päische Arbeitsteilung wurde nicht nur 
durch die strukturelle Überlegenheit des 
deutschen Produktionssystems, son-
dern auch durch die Transformationen in 
Osteuropa, China und weiteren sich neu 
industrialisierenden Ländern geprägt. 
Durch diese Prozesse hat sich die Kon-
kurrenz innerhalb der kapitalistischen 
Peripherie erheblich verschärft. Lohndif-
ferenzen spielen hierbei zwischen den 
verschiedenen Ländern der Peripherie 
mit untergeordneten Produktionssyste-
men durchaus eine Rolle. Aber auch hier 
sind die Lohnkosten keineswegs der ein-
zige Faktor, der die Profitabilität der Pro-
duktion und die Standortentscheidungen 
bestimmt, sondern zum Beispiel auch die 



5Umschlagszeit des Kapitals, und hier 
zählt in der internationalisierten Produk-
tion etwa die räumliche Nähe der soge-
nannten Visegrád-Staaten – also Polen, 
Ungarn, Tschechien und die Slowakei – 
zu Deutschland.
Im Ergebnis dieser Prozesse musste 
die südeuropäische Peripherie einen er-
heblichen Bedeutungsverlust hinneh-
men (vgl. Heine/Sablowski 2015; Celi 
u. a. 2018). Die Abwertung Südeuropas 
in der internationalen und innereuro-
päischen Arbeitsteilung wurde vor der 
jüngsten Finanz- und Wirtschaftskrise 
durch einen kreditfinanzierten Nachfra-
geboom überdeckt, der in Südeuropa im 
Vergleich zu den altindustriellen Zentren 
mit hohen Wachstumsraten des Sozial-
produkts und einer hohen Profitabilität 
des Kapitals verbunden war (vgl. Milios/
Sotiropoulos 2010). Dazu hat maßgeb-
lich die WWU beigetragen, die in Süd-

europa vor der Krise zu stark sinkenden 
Realzinsen und damit zu einer größeren 
Attraktivität der Kreditaufnahme geführt 
hat. Die Kehrseite dieses kreditfinanzier-
ten Booms waren hohe Kapitalzuflüsse 
aus dem Ausland und ein verstärkter Im-
portsog mit der Konsequenz wachsender 
Leistungsbilanzdefizite.
Die genannten Zusammenhänge wer-
den in der herrschenden Krisendeutung 
mit ihrem einseitigen Fokus auf der An-
passung des Lohnverhältnisses zur Stei-
gerung der preislichen Wettbewerbsfä-
higkeit weitgehend ausgeblendet. Da 
die hierauf aufbauende Austeritäts- und 
Strukturanpassungspolitik jedoch ab 
2010 in der EU wirkmächtig geworden 
ist, beleuchten wir hier zunächst deren 
Resultate, bevor wir uns in der zweiten 
Hälfte dieses Beitrags der Entwicklung 
der ungleichen europäischen Arbeitstei-
lung seit der Krise zuwenden.

2 EUROPÄISIERUNG DES LOHNVERHÄLTNISSES?

Die Entwicklung der europäischen In-
tegration war nie ein linearer Prozess; 
vielmehr folgten auf Krisen und Phasen 
der Stagnation neue Integrationsschü-
be, die durch politische Projekte ange-
stoßen wurden (Bieling 2013: 90–93). 
Auch seit dem Ausbruch der jüngsten 
Krise kann – als Ergebnis der austeri-
tätspolitischen Krisenbearbeitung – eine 
weitere Vertiefung, vor allem im Bereich 
der Wirtschaftsintegration, beobach-
tet werden. In Form eines Bausteinsys-
tems wurde ein «integriertes makroöko-
nomisches Steuerungs-Regime» (Seikel 
2017; Leschke u. a. 2015) durchgesetzt, 
das sich – neben dem Fokus auf auste-
ritätspolitischer Haushaltskonsolidie-

rung mit entsprechenden Auswirkungen 
auf die Geschlechterverhältnisse (Hajek/
Opratko 2016; Klatzer/Schlager 2012) – 
vor allem auf die unterschiedlichen For-
men der Arbeitsmarktregulation und des 
Lohnregimes in den Mitgliedstaaten kon-
zentriert. Dementsprechend kam es in 
erster Linie im Bereich der Arbeitsmarkt-
politik zu einer deutlichen Erweiterung 
der europäischen Kompetenzen.
Die Regulation des Lohnverhältnisses 
wurde zu einem der zentralen Ansatz-
punkte der Krisenbearbeitung,2 beruhte 

2  Andere Felder europäischer Krisenbearbeitung wie die Fi-
nanzmarktregulierung können hier leider nicht betrachtet wer-
den. Siehe dazu Kader (2018), Ötsch/Troost (2018) oder Gun-
trum (2018). 



6 das der Austeritätspolitik zugrunde lie-
gende Krisennarrativ doch auf der An-
nahme, dass durch eine Steigerung der 
preislichen Wettbewerbsfähigkeit und 
eine stärkere Konvergenz in der Arbeits-
marktregulierung die Krisenursachen 
behoben werden könnten (Degryse u. a. 
2013: 37). Hierbei wurden Gewerkschaf-
ten gleichsam zum Hemmnis der Markt-
koordinierung und des möglichen Wirt-
schafts- und Beschäftigungswachstums 
erklärt (COM 2012; Keune 2016). Ihre 
Lohnsetzungsmacht galt es fortan zu re-
duzieren und ihre Organisationsmacht zu 
schwächen (Schulten/Müller 2013).
Kern der neuen europäischen Wirt-
schafts- und Arbeitsmarktpolitik ist der 
Politikzyklus des Europäischen Semes-
ters, das die Koordination und Über-
wachung der nationalen Wirtschafts-, 
Fiskal-, Arbeits-, und Sozialpolitiken ge-
währleisten soll (Rödl 2012). In den Jah-
ren 2011 und 2013 wurde es durch zwei 
Legislativpakete der Europäischen Kom-
mission reformiert und in seiner beschäf-
tigungspolitischen Schwerpunktsetzung 
gestärkt. José Manuel Barroso, der frü-
here Präsident der Kommission, sprach 
damals mit Blick auf die Maßnahmen von 
einer stillen Revolution. Mit dem soge-
nannten SixPack wurde ein System der 
haushaltspolitischen und makroökono-
mischen Überwachung eingeführt, das 
auf Grundlage zuvor festgelegter Indi-
katoren frühzeitig makroökonomische 
Ungleichgewichte erkennen und behe-
ben soll. Dabei dürfen Lohnzuwächse 
den Referenzwert von 9 Prozent in drei 
Jahren nicht überschreiten. Verknüpft 
ist dieses Überwachungssystem mit ei-
nem Strafmechanismus: Werden poli-
tische Empfehlungen der Kommission 
nicht umgesetzt, kann sie einen umfas-
senden Korrekturmaßnahmenplan ver-

langen und auch finanzielle Sanktionen 
verhängen. Nicht selten umfassten die 
politischen Empfehlungen im Rahmen 
des sogenannten «Verfahrens bei ei-
nem übermäßigen Ungleichgewicht» ar-
beitsmarkt- und lohnpolitische Vorgaben 
(Rödl/Callsen 2015).
Basierte die arbeitsmarktpolitische Ko-
ordinierung vor der Krise auf der freiwil-
ligen Verpflichtung der Mitgliedstaaten 
zur Umsetzung politischer Empfehlun-
gen, so wurde mit der Einführung finan-
zieller Strafen erstmals ein hartes Sank-
tionsinstrument etabliert (Schulten/
Müller 2013). Während die Empfehlun-
gen des Europäischen Semesters zu-
nächst rechtlich unverbindlich sind, kön-
nen sie im Rahmen des Verfahrens bei 
übermäßigen Haushaltsdefiziten oder 
übermäßigen makroökonomischen Un-
gleichgewichten verbindlich und ihre 
Nichterfüllung sanktioniert werden. 2013 
wurde die Verbindlichkeit durch eine Re-
form der Regional- und Strukturpolitik 
erneut gestärkt. Mit der Förderperiode 
2014 bis 2020 wurde die Auszahlung von 
Strukturmitteln an die Bedingung der er-
folgreichen Umsetzung der jeweiligen 
länderspezifischen Empfehlungen ge-
koppelt (COM 2015). Der Europäischen 
Kommission ist es nun möglich, durch 
verbindliche Vorgaben und Empfehlun-
gen in jene arbeitspolitischen Bereiche 
vorzudringen, deren Regelung ihr nach 
europäischem Primärrecht eigentlich 
entzogen ist (Schulten/Müller 2013; Mül-
ler/Schulten 2018).
Das Europäische Semester wird ein-
gerahmt durch zwei weitere Krisenbe-
arbeitungsmechanismen, die mit dem 
Berichtswesen des Europäischen Se-
mesters verkoppelt sind. Zum einen ist 
hier die Troika aus IWF, EZB und Europä-
ischer Kommission zu nennen, zu der ab 



72015 noch der ESM stieß. Ihre Aufgabe 
ist es, Bedingungen für die Vergabe von 
Krediten an von Zahlungsunfähigkeit be-
troffene Staaten zu formulieren und de-
ren Implementierung und Einhaltung 
zu überwachen. Die als «Strukturrefor-
men» bezeichneten Vorgaben der Troi-
ka sahen tief greifende Veränderungen 
der Arbeitsmarkt- und Lohnregime der 
betroffenen Mitgliedstaaten vor. Deren 
Regierungen müssen sämtliche wirt-
schafts-, arbeitsmarkt- und sozialpoli-
tischen Maßnahmen im Vorfeld mit der 
Troika abstimmen, womit für die «Pro-
grammländer» eine eigenständige, sou-
veräne Politik weitgehend blockiert ist. 
Dieser Interventionsform unterliegen 
alle europäischen Mitgliedstaaten, die 
Gelder aus den europäischen «Rettungs-
schirmen» beantragen (Keune 2016; 
Müller 2015).
Zum anderen muss die politische Rol-
le der EZB hervorgehoben werden. Die-
se hatte im Zuge der Krise mehrfach ihre 
geldpolitische Macht genutzt, um poli-
tische Forderungen gegen den Wider-
stand demokratisch gewählter Regie-
rungen durchzusetzen (Schneider 2017). 
Dabei drängte die EZB nicht zuletzt auf 
strukturelle Reformen im Bereich der 
Arbeitsmarkt- und Tarifpolitik. Der wohl 
prominenteste Fall direkter politischer 
Einflussnahme ist in einem Brief an Ita-
lien vom 5. August 2011 dokumentiert, 
worin die EZB drohte, den Ankauf von 
Staatsanleihen einzustellen, sollte die ita-
lienische Regierung nicht innerhalb von 
zwei Monaten die geforderten strukturel-
len Reformen umsetzen. Dazu gehörten 
unter anderem die Verbetrieblichung der 
Tarifverhandlungen, Lohnkürzungen im 
öffentlichen Dienst und der Abbau des 
Kündigungsschutzes (Weissenbacher 
2012). Einen ähnlichen Brief schrieb die 

EZB auch an die spanische Regierung.3 
Hier entwickelte sich der Anpassungs-
druck auf die Nationalstaaten aus dem 
Zusammenspiel von Marktmechanis-
men und der direkten Androhung des 
Liquiditätsentzugs. Die Deckelung der 
Liquiditätszufuhr an das griechische 
Bankensystem durch die EZB war 2015 
auch ausschlaggebend für die Entschei-
dung der griechischen Regierung, sich 
den Forderungen nach einem dritten Me-
morandum zu beugen. Wurde diese Po-
litik von der EZB anfangs noch informell 
betrieben, ist sie seit ihrer Ankündigung 
aus dem Jahr 2012, notfalls unbegrenzt 
Staatsanleihen aufzukaufen, wenn sich 
das betroffene Land zu strukturellen Re-
formen bereit erklärt, offizielle Zentral-
bankpolitik (Silva u. a. 2017).
Die europäische Arbeitsmarktpolitik 
wurde insgesamt verbindlicher und au-
toritärer. Durch Ad-hoc-Maßnahmen 
wurde ein umfassendes Kontroll-, Über-
wachungs- und Bestrafungssystem ge-
schaffen, das den europäischen Institu-
tionen die Möglichkeit eröffnet, direkten 
Einfluss auf die Ausgestaltung von ar-
beitsmarkt- und lohnpolitischen Refor-
men zu nehmen sowie Maßnahmen 
von den Mitgliedstaaten zu verlangen 
(Erne 2015; Syrovatka 2018). Dadurch 
fand nicht nur eine erhebliche Verlage-
rung von Steuerungskompetenzen von 
der nationalen auf die europäische Ebe-
ne und eine tendenzielle Beschneidung 
nationaler Souveränität statt, sondern 
zugleich auch eine massive Einschrän-
kung gewerkschaftlicher Handlungs-

3  Bisher sind nur die Briefe an Spanien und Italien öffentlich 
zugänglich. Da es sich um vertrauliche Briefe handelte, ist 
nicht bekannt, an wie viele Länder die EZB bisher «Drohbrie-
fe» verschickt hat. In einem Interview betonte der ehemalige 
EZB-Chef Jean-Claude Trichet, dass solche Briefe regelmäßig 
von der EZB an die einzelnen Regierungen im Euroraum ver-
schickt werden. 



8 spielräume (Müller/Platzer 2016). In An-
lehnung an Müller/Schulten (2018) lässt 
sich daher von einem «europäischen 
Interventionismus» sprechen, der die 
Arbeitsmarkt-, Lohn- und Sozialpolitik 
adressiert (Lux/Kompsopoulos 2018). 
Dessen Durchsetzungsmacht hängt da-
bei freilich von den Kräften innerhalb der 
Nationalstaaten ab, die die europäischen 
Vorgaben tragen und umsetzen müssen 
(Syrovatka 2018).
In seiner inhaltlichen Stoßrichtung ver-
steht der europäische Interventionismus 
die Entwicklung der Löhne als zentralen 
makroökonomischen Anpassungsfaktor. 
Diese Auffassung konkretisierte die Eu-
ropäische Kommission (2012) im viel zi-
tierten Arbeitsmarktentwicklungsbericht. 
Darin entwickelte die Kommission zahl-
reiche Vorschläge für «beschäftigungs-
freundliche Reformen» (ebd.: 71), die 
unter anderem die Reduzierung des Kün-
digungsschutzes, die Senkung der Ar-
beitslosenhilfe und des Mindestlohnes, 
die Reduzierung der Tarifbindung und die 
Dezentralisierung des Tarifvertragssys-
tems beinhalten. Alle arbeitsmarktpoliti-
schen Vorschläge sollen dabei dem Ziel 
dienen, ein «unternehmerfreundliches 
Umfeld» (ebd.: 12) zu schaffen und die 

«Lohnsetzungsmacht der Gewerkschaf-
ten» zu reduzieren (ebd.: 104). Dement-
sprechend zielen die Empfehlungen und 
Vorgaben der neuen europäischen Ar-
beitsmarktpolitik primär auf eine Flexibi-
lisierung bzw. Senkung der Löhne, das 
heißt konkret auf eine Dezentralisierung 
und Verbetrieblichung der Lohnfindung, 
die strukturelle Schwächung der Gewerk-
schaften sowie einen Abbau des Kündi-
gungsschutzes und der sozialen Siche-
rung (van Gyes/Vandekerckhove 2016).
In fast allen europäischen Mitgliedstaa-
ten wurden die Arbeitsmarktreformen 
der letzten Jahre durch Empfehlungen 
der EU-Kommission oder Vorgaben der 
Troika oder des Europäischen Semesters 
induziert. So gingen beispielsweise auch 
die arbeitsmarktpolitischen Reformen in 
Frankreich und Italien auf den Druck und 
die Interventionen der EU-Kommission 
zurück (Syrovatka 2016; Meardi 2014). 
Auch der sogenannte Wettbewerbspakt, 
der 2016 in Finnland verabschiedet wur-
de und unter anderem einen Lohnstopp 
und eine Verlängerung der Arbeitszeit 
vorsieht, wurde durch die länderspezifi-
schen Empfehlungen der Europäischen 
Kommission beeinflusst (Müller/Schul-
ten 2018).



93 KRISENLÖSUNG AUF KOSTEN 
DER LOHNABHÄNGIGEN4

Auch wenn die europäische Ebene wei-
terhin nur ein Faktor in der Entwicklung 
der nationalen Arbeitsmärkte ist, so hat-
ten die veränderten europäischen Rege-
lungs- und Steuerungsstrukturen nicht 
unerheblichen Einfluss auf die Lohnent-
wicklung in der EU (Lübker/Schulten 
2017). Trotz des Aufschwungs in den 
meisten EU-Ländern und steigender Be-
schäftigung bleibt die Lohnentwicklung 
insgesamt gedämpft. Verschiedene Stu-
dien kommen zu dem Ergebnis, dass 
die drei klassischen Variablen Arbeitslo-
sigkeit, Inflation und Produktivität heute 
weniger Einfluss auf die Lohnentwick-
lung haben als vor der Krise (Hong u. a. 
2018; Deutsche Bundesbank 2018). Die 
Abnahme der Tarifbindung, die Dezen
tralisierung der Lohnfindung, der An-
stieg prekärer Arbeitsverhältnisse sowie 
unfreiwillige Teilzeitarbeit führten zu ei-
ner strukturellen Verlangsamung des 
Lohnwachstums. Diese Entwicklungen 
gab es zwar auch schon vor der Krise, sie 
wurden jedoch durch den europäischen 
Interventionismus forciert und dyna
misiert.
Dies zeigt sich, wenn man einen Blick 
auf die arbeitspolitischen Indikato-
ren wirft. In der EU und in der Eurozo-
ne ist die Arbeitslosenrate auf 7,6 bzw. 
9,1 Prozent gesunken, womit sie nur 
noch leicht über dem Vorkrisenniveau 
liegt. Es existieren jedoch erhebliche 
Unterschiede zwischen den Mitglied-
staaten. Während Deutschland (3,8 %) 
oder die Niederlande (4,9 %) sowie ei-
nige Länder Mittel- und Osteuropas wie 
Tschechien (2,9 %), Ungarn (4,3 %) oder 
Polen (4,9 %) eine niedrige Arbeitslosig-
keit aufweisen, liegt sie in den südeuro

päischen Peripherieländern wie Grie-
chenland (21,5 %) oder Spanien (17,2 %) 
weiterhin deutlich über dem Vorkrisen-
niveau. Dennoch ist auch in diesen Län-
dern die Arbeitslosigkeit seit 2013 ten-
denziell gesunken.
Die Jugendarbeitslosigkeit bewegt sich 
allerdings mit 15,6 Prozent in der EU und 
17,3 Prozent in der Eurozone weiterhin 
auf sehr hohem Niveau. Mit Ausnahme 
von Deutschland, den Niederlanden, Ös-
terreich und Tschechien liegt die Arbeits-
losigkeit unter Jugendlichen teilweise 
deutlich über 10 Prozent. Vor allem in der 
südeuropäischen Peripherie existiert eine 
hohe Arbeitslosigkeit der jungen Genera-
tion: In Griechenland sind 43 Prozent der 
Jugendlichen unter 24 Jahren arbeitslos, 
in Italien 31,7, in Spanien 35 Prozent.
Aus den am stärksten von der Krise und 
der Austeritätspolitik betroffenen Län-
dern ist es zu einer verstärkten Auswan-
derung gekommen. Ohne diese würde 
dort die Erwerbslosenquote noch höher 
liegen. In Griechenland stieg die Zahl der 
AuswanderInnen, die vor der Krise etwa 
40.000 pro Jahr betragen hatte, ab 2010 
auf über 100.000 pro Jahr an. Erst 2016 
war wieder eine stärkere Einwanderung 
bzw. Rückwanderung zu verzeichnen. 
Zwischen 2009 und 2016 kam es per Sal-
do zu einem migrationsbedingten Be-
völkerungsverlust von ca. 270.000 Per-
sonen. In Spanien betrug er im gleichen 
Zeitraum über 470.000 Personen, in Por-
tugal über 120.000 Personen. Da man da-
von ausgehen kann, dass vor allem junge 

4  Die Zahlen in diesem Abschnitt beziehen sich, falls keine 
anderen Quellen angegeben sind, auf Daten von Eurostat, die 
AMECO-Datenbank sowie die Labour Force Survey-Datenbank 
von Eurostat 2018. 



10 und gut ausgebildete Menschen auf der 
Suche nach besseren Lebensbedingun-
gen auswandern, dürfte sich so auch die 
demografische Zusammensetzung der 
Bevölkerung ungünstig entwickelt ha-
ben, mit all den damit verbundenen Fol-
geproblemen (Überalterung, wachsende 
Finanzierungsprobleme der sozialen Si-
cherungssysteme).
Betrachtet man die Entwicklung der Er-
werbsbeteiligung differenziert nach 
Bildungsabschlüssen und nach Ge-
schlecht, zeigen sich deutliche Unter-
schiede. Die Frauenerwerbstätigkeit ist 
in der EU im Durchschnitt nach dem Aus-
bruch der Krise ebenso wie vor der Krise 
gestiegen, aber dies betrifft ausschließ-
lich Frauen mit mittleren und hohen Bil-
dungsabschlüssen (Hochschulreife oder 
Hochschulstudium), während bei Frau-
en mit niedrigeren Bildungsabschlüs-
sen (bis Sekundarstufe 1) die Erwerbs-
beteiligung stagniert bzw. aufgrund der 
Krise wieder rückläufig ist. Während der 
Anteil der erwerbstätigen Frauen an den 
weiblichen Erwerbspersonen mit terti-
ärer Bildung in der EU von 78,9 Prozent 
im Jahr 2002 auf 80,7 Prozent im Jahr 
2017 und bei Frauen mit mittleren Bil-
dungsabschlüssen (Sekundarstufe 2 und 
postsekundärer, nicht tertiärer Bereich) 
von 61,2 auf 65 Prozent stieg, lag er bei 
den Frauen mit niedrigen Bildungsab-
schlüssen nur bei 37,7 Prozent im Jahr 
2002 und stieg auf 39,1 Prozent im Jahr 
2007, um dann auf 37,2 Prozent im Jahr 
2017 zu sinken. Bei den Männern mit 
mittleren und hohen Bildungsabschlüs-
sen ist die Erwerbsbeteiligung nahe-
zu konstant, während sie bei den Män-
nern mit niedrigen Bildungsabschlüssen 
deutlich gesunken ist: Waren 2002 noch 
58 Prozent der erwerbsfähigen Männer 
mit niedrigen Bildungsabschlüssen er-

werbstätig, so waren es 2017 nur noch 
53,3 Prozent. Geht man davon aus, dass 
die Bildungsabschlüsse eng mit Klassen-
lagen korrespondieren, so ist dies ein In-
diz dafür, dass die Arbeitsmarktentwick-
lung sich für die verschiedenen sozialen 
Klassen(-fraktionen) vollkommen unter-
schiedlich darstellt: Während der krisen-
bedingte Einbruch der Beschäftigung für 
die oberen Schichten der Lohnabhängi-
gen im EU-Durchschnitt anscheinend 
mehr oder weniger überwunden ist und 
bei den Frauen in dieser Gruppe eine wei-
terhin steigende Erwerbsbeteiligung zu 
verzeichnen ist, stagniert die Beschäf-
tigung bei den unteren Schichten der 
Lohnabhängigen.
Betrachtet man die Entwicklung der Be-
schäftigung differenziert nach Staaten, 
so ergeben sich nochmals stärkere Un-
terschiede. In einer Reihe von Ländern 
(u. a. Frankreich, Italien, Spanien, Grie-
chenland) ist die Erwerbstätigenquote 
nicht nur bei den Männern, sondern auch 
bei den Frauen mit niedrigen und mittle-
ren Bildungsabschlüssen rückläufig.
Trotz der zum Teil steigenden Frauenbe-
schäftigung lag die Quote der erwerbslo-
sen Frauen im EU-Durchschnitt im Jahr 
2017 genauso hoch wie im Jahr 2007 vor 
Ausbruch der Krise, nämlich bei 7,9 Pro-
zent, nachdem sie zwischenzeitlich auf 
über 10 Prozent geklettert war. Bei den 
Männern lag die Quote der Erwerbslo-
sen 2017 mit 7,4 Prozent noch deutlich 
über der von 2007 (6,6 %). Der Arbeits-
markt bietet also trotz des Aufschwungs 
der letzten Jahre keine ausreichenden 
Beschäftigungsmöglichkeiten, weder 
für Frauen noch für Männer. In manchen 
Ländern wie Italien, Spanien, Griechen-
land, den baltischen Staaten, aber auch 
Dänemark oder Finnland lag auch die 
Quote der erwerbslosen Frauen 2017 im-



11mer noch über dem Niveau vor Ausbruch 
Krise.
Zudem ist ein großer Teil der neu geschaf-
fenen Arbeitsplätze im Bereich atypischer 
Beschäftigung zu verorten, das heißt, 
sie entsprechen nicht dem klassischen 
unbefristeten und sozialversicherungs-
pflichtigen Normalarbeitsverhältnis. Ins-
gesamt arbeitet in der EU fast jede und 
jeder zweite ArbeitnehmerIn in einem 
atypischen Beschäftigungsverhältnis 
(Eichhorst/Tobsch 2017). War der Anteil 
dieser Beschäftigungsformen zu Beginn 
der Krise zurückgegangen, da Beschäf-
tigte in atypischen Beschäftigungsver-
hältnissen in der Regel zuerst entlassen 
wurden, so stieg die Zahl mit dem Be-
schäftigungsaufschwung ab 2014 wie-
der an. Die Korrelation zwischen atypi-
scher Beschäftigung und Arbeitslosigkeit 
wird sehr deutlich am Beispiel befristeter 
Arbeitsverträge: Mit dem Anstieg der Ar-
beitslosigkeit sank in allen europäischen 
Mitgliedstaaten der Anteil befristeter 
Arbeitsverträge, da Unternehmen kei-
ne neuen Stellen schufen und befriste-
te Arbeitsverträge auslaufen ließen. Mit 
dem Aufschwung seit 2014 ist wieder ei-
ne steigende Anzahl befristeter Arbeits-
verhältnisse zu beobachten. Insgesamt 
war 2017 jeder sechste Arbeitsvertrag in 
der EU befristet, wobei die Unterschiede 
zwischen den EU-Mitgliedstaaten groß 
sind. Die Niederlande (21,8 %), Spanien 
(26,8 %) und Frankreich (16,8 %) stechen 
mit einem hohen Anteil an befristeten Ar-
beitsverträgen heraus. Einen sehr nied-
rigen Anteil an befristeten Arbeitsver-
trägen weisen vor allem osteuropäische 
Staaten wie Rumänien (1,2 %) und Litau-
en (1,4 %) auf, deren Arbeitsrecht stark 
reguliert war und befristete Arbeitsver-
träge erst seit dem EU-Beitritt 2007 über-
haupt zulässt (Schrag-Slavu 2017: 342).

Ein ähnliches Bild zeigt sich bei der Leih-
arbeit. Während ihr Anteil an der Ge-
samtheit der Beschäftigungsverhältnisse 
mit Beginn der Krise abgesackt war, stieg 
er ab 2010 wieder an. In vielen EU-Län-
dern begünstigten Reformen die Leih-
arbeit (Voss/Vitols 2013). Daran änderte 
auch die EU-Richtlinie zur Leiharbeit von 
2008 wenig, die Mindeststandards defi-
nierte und den Grundsatz der Gleichbe-
handlung von Stammbelegschaften und 
LeiharbeiterInnen einführte (Ulber 2010). 
So stieg der Anteil der Leiharbeit an den 
gesamten Beschäftigungsverhältnis-
sen in der EU von 1,7 (2008) auf 1,9 Pro-
zent (2017) und im Euroraum von 2,2 auf 
2,5 Prozent. Die Leiharbeit ist vor allem 
dort verbreitet, wo auch der Anteil be-
fristeter Arbeitsverhältnisse hoch ist. In 
Irland (+ 1,5 %), Frankreich (+ 0,9 %) und 
Deutschland (+ 0,7 %) stieg der Anteil der 
Leiharbeit überdurchschnittlich stark. 
Für Irland und Frankreich kann dieser 
Anstieg auf die Arbeitsmarktreformen 
zurückgeführt werden, die von der Troi-
ka bzw. durch länderspezifische Emp-
fehlungen der Kommission im Zuge des 
Europäischen Semesters eingefordert 
wurden (Kompsopoulos 2015; Syrovat-
ka 2018).
Frauen sind von den atypischen Arbeits-
verhältnissen stärker betroffen als Män-
ner, das fällt insbesondere im Bereich 
der Teilzeitarbeit auf. Der Anteil der teil-
zeitbeschäftigten Männer an den ge-
samten männlichen Beschäftigten stieg 
im EU-Durchschnitt von 5,9 Prozent im 
Jahr 2002 über 6,9 Prozent im Jahr 2007 
auf 8,8 Prozent im Jahr 2017, der Anteil 
der teilzeitbeschäftigten Frauen an den 
gesamten weiblichen Beschäftigten 
stieg von 28 Prozent im Jahr 2002 über 
30,5 Prozent im Jahr 2007 auf 31,7 Pro-
zent im Jahr 2017.



12 In vielen Ländern haben Reformen zu-
dem zu einer Erosion der Tarifsysteme 
und zu tief greifenden Veränderungen 
der Lohnfindung geführt; die industri-
ellen Beziehungen haben sich zu Un-
gunsten der Gewerkschaften entwickelt 
(Bieling/Buhr 2015). Vor allem in jenen 
Ländern, die Kredite aus den europä-
ischen «Rettungsschirmen» erhielten 
und unter der Aufsicht der Troika stan-
den, kam es zu einer vollständigen Zer-
störung der bestehenden Tarif- und 
Lohnfindungsstrukturen (Müller/Schul-
ten 2018). In fast allen EU-Mitgliedstaa-
ten lassen sich Dezentralisierungs- und 
Verbetrieblichungstendenzen sowie ein 
Rückgang der Tarifbindung beobachten 
(Müller/Platzer 2016). Beide Prozesse 
hängen eng miteinander zusammen, da 
die Verbetrieblichung von Tarifverhand-
lungen oftmals auch einen Austritt aus 
Arbeitgeberorganisationen zur Folge hat 
(Schulten 2012). Somit führen sie zu ei-
ner Verschiebung des Kräfteverhältnis-
ses zu Ungunsten von Gewerkschaften 
und Lohnabhängigen.
Laut Marginson/Welz (2015: 436) ist es 
in mindestens zehn EU-Ländern zu einer 
Dezentralisierung des Tarifverhandlungs-
systems gekommen: in Frankreich, Bul-
garien, Griechenland, Irland, Italien, Ös-
terreich, Rumänien, in der Slowakei, in 
Spanien und Zypern. Hinzugezählt wer-
den müssen zudem Portugal und Un-
garn, wo eine Dezentralisierung durch 
die Einschränkung der Reichweite und 
Funktionsweise von Tarifverhandlun-
gen stattgefunden hat (Müller/Platzer 
2016). So führten Reformen in Frank-
reich, Griechenland und Spanien dazu, 
dass heute ein genereller Vorrang von 
Unternehmenstarifverträgen gegenüber 
Branchentarifverträgen existiert (Syro-
vatka 2018). Verschärft wurden die Re-

formen durch die Einschränkungen der 
rechtlichen Möglichkeiten zur Allgemein-
verbindlichkeitserklärung von Branchen-
tarifverträgen (Keune 2016) sowie durch 
die Abschaffung oder Umkehrung des 
Günstigkeitsprinzips. Die wohl radikals-
te Dezentralisierung der Tarifvertrags-
systeme fand in Irland, Rumänien und 
Griechenland statt. In allen drei Ländern 
wurden die etablierten Lohnfindungsme-
chanismen vollständig zerstört, die allge-
meinen Tarifverhandlungen ausgehebelt 
und auf die betriebliche Ebene verlagert 
(Chasoglou 2015; Kompsopoulos 2015).
Die Angriffe auf Gewerkschaften und be-
stehende Tarifstrukturen spiegeln sich 
auch in der Entwicklung der Tarifbin-
dung wider, wo ebenfalls ein allgemeiner 
Rückgang in der Krise festgestellt wer-
den kann.5 Insgesamt nahm die durch-
schnittliche Tarifbindung europaweit 
zwischen 2009 und 2017 um 7,9 Pro-
zentpunkte ab; im Jahr 2012 lag sie bei 
durchschnittlich 57 Prozent. Seitdem ist 
ein negativer Trend zu erkennen, auch 
wenn für die EU keine aktuelleren Da-
ten mehr zu Verfügung stehen. So sank 
die Tarifbindung etwa in Rumänien, das 
auch unter der Aufsicht der Troika stand, 
zwischen 2007 und 2017 um 63 Prozent-
punkte, was einer faktischen Abschaf-
fung von Tarifverträgen gleichkommt. 
Während 2007 noch 98 Prozent aller Ar-
beitnehmerInnen unter einen Tarifvertrag 
fielen, waren es zehn Jahre später nur 
noch 35 Prozent.

5  Es existieren keine harmonisierten und vergleichbaren Daten 
über die Tarifabdeckung in der EU. Die hier genannten Daten 
basieren auf den Erhebungen der OECD sowie der ICTWSS-Da-
tenbank. Dies hat zur Folge, dass nur für 27 von 28 EU-Staaten 
Daten ausgewertet werden konnten, die zugleich unterschied-
lich alt sind. Zu den methodischen Schwierigkeiten von Tarif-
statistiken in Europa siehe van Gyes/Vandekerckhove (2016). 



13Ähnlich sieht es in Griechenland aus, wo 
es bis 2013 einen dramatischen Verfall 
der Tarifbindung von 83 auf 40 Prozent 
aller ArbeitnehmerInnen gegeben hat. 
Seitdem werden in Griechenland vonsei-
ten des Staates keine Daten mehr über 
den Zustand der Tarifbindung erhoben. 
Nach Angaben des Forschungsinstituts 
INE (2017: 114) des griechischen Ge-
werkschaftsdachverbandes GSEE gin-
gen 2016 nur noch 6,6  Prozent aller 
Tarifabschlüsse über die Unternehmens
ebene hinaus; der Großteil aller Lohn-
verhandlungen findet individuell zwi-
schen den einzelnen ArbeitnehmerInnen 
und den Arbeitgebern statt.6 In Portugal 
brach die Zahl tarifgebundener Beschäf-
tigter von 1,9 Millionen auf 240.000 im 
Jahr 2013 ein, nachdem eine Tarifver-
tragsreform 2011 die Branchentarifver-
träge nahezu abgeschafft hatte (Coelho 
2018: 5).
Die Dezentralisierung der Tarifverhand-
lungen und die sinkende Tarifbindung 
haben sich negativ auf die Entwicklung 
der Tariflöhne ausgewirkt. So konnten 
die Gewerkschaften der Eurozone zwi-
schen 2013 und 2017 nur eine verhalte-
ne Steigerung der Tariflöhne von knapp 
1,6 Prozent aushandeln. Im Vergleich zu 
den frühen 2000er Jahren ist das Tarif-
lohnwachstum in der Krise um mehr als 
1 Prozent zurückgegangen und stagniert 
derzeit bei rund 1 Prozent. Diese Ent-
wicklung mag überraschen, hat doch die 
wirtschaftliche Entwicklung in der Euro-
zone seit 2013 deutlich an Dynamik ge-
wonnen, womit auch der lohnpolitische 
Verteilungsspielraum deutlich größer ge-
worden ist (Lübker/Schulten 2017: 421). 
Der Rückgang der Tariflöhne und ihre 
Stagnation auch in Zeiten des konjunk-
turellen Aufschwungs sind Ausdruck der 
strukturellen, langfristigen Schwächung 

der Gewerkschaften durch die Arbeits-
marktreformen der Krisenjahre (Müller/
Schulten 2018).
Die strukturelle Schwächung der Ge-
werkschaften zeigt sich auch mit Blick 
auf die Reallohnentwicklung. In der Kri-
se kam es zu erheblichen Reallohnverlus-
ten und seit 2013 ist nur ein moderater 
Anstieg zu verzeichnen. In neun europä-
ischen Mitgliedstaaten lag das Reallohn-
niveau 2017 weiterhin unter dem Niveau 
von 2008. So sanken die Reallöhne zwi-
schen 2009 und 2017 in Griechenland 
(– 26,0 %), Kroatien (– 13,3 %), Zypern 
(– 7,5 %), Portugal (– 4,8 %), Spanien 
(– 1,0 %), Italien (– 2,0 %), Großbritannien 
(– 1,5 %), Ungarn (– 4,7 %) und Belgien 
(– 0,6 %).
Ein noch besserer Indikator für das ver-
änderte Kräfteverhältnis zwischen Ka-
pital und Arbeit in der Krise ist die Ent-
wicklung der Lohnquote. Sie sank in 
der Eurozone zwischen 2007 und 2016 
um insgesamt 1,2 Prozent. Dabei unter-
scheiden sich die Mitgliedstaaten in ih-
rer Entwicklung teils deutlich: Während 
die Lohnquote in Deutschland zwischen 
2007 und 2016 um knapp 3 Prozent7 zu-
nahm, sank sie zum Beispiel in Portugal 
und Rumänien um mehr als 4 Prozent. 
Vor allem in jenen Ländern, die von den 
Strukturreformen der Troika betroffen 
waren oder im Fokus der länderspezifi-
schen Empfehlungen des Europäischen 
Semesters standen  – mit Ausnahme 
Frankreichs –, ist seit 2010 eine rückläufi-
ge Lohnquote feststellbar.

6  Diesen Hinweis und die Übersetzung aus dem Griechischen 
verdanken wir Ioannis Kompsopoulos.  7  Dabei muss jedoch 
betont werden, dass die Lohnquotenentwicklung in Deutsch-
land aufgrund der deflationären Lohnpolitik der rot-grünen 
Bundesregierung im Zeitraum zwischen dem Jahr 2000 und 
2007 stark rückläufig war. 



14 Abbildung 1: Entwicklung der Lohnquote in ausgewählten Ländern

Quelle: AMECO und eigene Berechnungen.

Der Rückgang der Lohnquote bietet An-
haltspunkte, um im Umkehrschluss eine 
erhöhte Profitabilität des Kapitals zu ver-
muten. Ein Indikator dafür ist auch die 
Entwicklung der Lohnstückkosten. Stei-
gen die Löhne schneller als die Produkti-
vität, so steigen auch die Lohnstückkos-
ten. Eine umgekehrte Entwicklung lässt 
die Lohnstückkosten dagegen sinken. 
In einer vereinfachten Darstellung kann 
die Differenz zwischen der Produktivi-
täts- und der Lohnentwicklung dabei als 
Profitanteil je Produkteinheit verstanden 
werden. Damit verweist die Entwicklung 
der Lohnstückkosten auf die Verteilung 
des neu geschaffenen Wertprodukts 
und damit nicht zuletzt ebenfalls auf das 
Kräfteverhältnis zwischen Kapital und 
Arbeit (Altvater 1978: 55). Ein Blick auf 
die Lohnstückkostenentwicklung in der 
EU zeigt deutliche Unterschiede. Wäh-
rend in den nordeuropäischen Ländern 
nach Jahren der Stagnation ein relatives 
Wachstum der Lohnstückkosten zu ver-
zeichnen ist, sind sie in den südeuropäi-

schen Programmländern zum Teil massiv 
gesunken. So stiegen die Lohnstück-
kosten beispielsweise in Deutschland 
zwischen 2012 und 2017 um mehr als 
14 Prozent, während sie im gleichen Zeit-
raum in Griechenland um 12 und in Spa-
nien um 4 Prozent sanken. In anderen 
Ländern wie Italien (+ 5 %) oder Frank-
reich (+ 7 %) stiegen die Lohnstückkos-
ten nur sehr gering. Interessanterweise 
kam es in diesen Ländern in der Krise zu 
einer negativen Produktivitätsentwick-
lung. So fiel die reale Arbeitsproduktivi-
tät in Frankreich im Zeitraum zwischen 
2009 und 2016 um 2,3 und in Griechen-
land gar um mehr als 17 Prozent.8 Dass 
die Lohnstückkosten trotz des Produk-
tivitätseinbruchs etwa in Griechenland 
nicht gestiegen, sondern gesunken sind, 
liegt daran, dass die Löhne noch stärker 
als die Produktivität gesunken sind.

8  Eurostat: Arbeitsproduktivität je Beschäftigte und geleiste-
te Arbeitsstunde 
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15Abbildung 2: Entwicklung der Lohnstückkosten seit 2010  
für ausgewählte Länder im Vergleich

Quelle: AMECO und eigene Berechnung.

Das geschlechtsspezifische Lohngefäl-
le ist seit dem Beginn der Krise im EU-
Durchschnitt nahezu konstant: Es lag 
im Bereich der Industrie, des Bauge-
werbes und der Dienstleistungen (oh-
ne staatliche Verwaltung) nach den Da-
ten der Lohnstrukturerhebung im Jahr 
2008 im Durchschnitt bei 17,3 und im 
Jahr 2016 bei 16,3 Prozent. Hinter die-
sen Durchschnittswerten verbergen 
sich allerdings erhebliche länderspezifi-
sche Differenzen. In einigen Staaten ist 
das geschlechtsspezifische Lohngefälle 
deutlich rückläufig, in einzelnen Ländern 
ist es jedoch deutlich angewachsen. So 
lag das geschlechtsspezifische Lohnge-
fälle im Jahr 2007 in Portugal nur bei 8,5, 
im Jahr 2016 dagegen bei 17,5 Prozent. 
Welche Entwicklungen diesen Daten zu-
grunde liegen, müsste Land für Land nä-
her untersucht werden.
Der geschlechtsspezifische Gesamt-
einkommensunterschied, der sich dar-
aus ergibt, dass Frauen im Durchschnitt 
geringere Löhne erhalten, dass die Zahl 

ihrer vergüteten Arbeitsstunden gerin-
ger ist und dass ihre Erwerbsbeteiligung 
geringer ist, lag im EU-Durchschnitt im 
Jahr 2006 bei 44,2 und im Jahr 2014 bei 
39,6 Prozent. Auch hier verbergen sich 
hinter den Durchschnittswerten erheb-
liche länderspezifische Differenzen. So 
liegt der geschlechtsspezifische Gesamt-
einkommensunterschied in Deutschland 
(2014: 45,2 %) und Österreich (2014: 
44,9 %) noch erheblich über dem Durch-
schnitt.
Die Quote der Männer und Frauen, die 
als armutsgefährdet gelten, ist seit dem 
Beginn der jüngsten Krise im EU-Durch-
schnitt und in den meisten Mitgliedstaa-
ten gestiegen, wobei die Quote der ar-
mutsgefährdeten Frauen nach wie vor 
höher liegt als diejenige der Männer 
(Tabelle 1).
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16 Tabelle 1: Quote der armutsgefährdeten Männer und Frauen, 2007 und 2016 
in Prozent

2007 2016

Männer Frauen Männer Frauen

EU-27 (vor dem Beitritt Kroatiens) 23,1 25,7 23,9 26,2

Deutschland 21,1 24,4 22,5 26,1

Frankreich 20,1 21,5 20,0 22,7

Großbritannien 24,7 28,0 23,4 25,8

Italien 25,4 29,1 27,2 29,3

Spanien 26,4 29,4 29,6 30,2

Portugal 24,5 26,7 25,4 27,3

Griechenland 27,1 29,0 28,0 28,2

Quelle: Eurostat. Anmerkung: Als armutsgefährdet gelten hier Personen, deren Einkommen weniger 
als 70 Prozent des medianen Äquivalenzeinkommens beträgt.

Die Erosion der Tarifstrukturen und die 
Schwächung der Gewerkschaften haben 
massive Auswirkungen auf die makro
ökonomische Steuerungsfähigkeit der 
Eurozone. Wie Keune (2016: 213 ff.) aus-
führt, ermöglicht eine flächendeckende 
Verbreitung von Tarifverträgen zentra-
le wirtschaftspolitische Steuerungsop
tionen. Dazu sind jedoch starke Gewerk-
schaften und staatliche lohnpolitische 
Interventionen etwa über die Allgemein-
verbindlichkeitserklärung von Tarifverträ-
gen notwendig. Ein Blick auf den Orga-
nisationsgrad der Gewerkschaften und 
die Möglichkeiten staatlicher Lohnpo-
litik offenbart jedoch, dass nur noch in 
wenigen europäischen Mitgliedstaaten 
eine derartige Steuerung möglich wäre. 

Mit dem europäischen Interventionis-
mus wurden lediglich Instrumente zur 
Begrenzung des Lohnwachstums durch-
gesetzt, während Instrumente einer ef-
fektiven makroökonomischen Steuerung 
geschwächt wurden. Dementsprechend 
konnte keine Konvergenz der Lohnent-
wicklung hergestellt werden. Vielmehr 
wurden die Divergenzen zwischen den 
Mitgliedstaaten festgeschrieben und 
mitunter sogar vergrößert. So betrugen 
die durchschnittlichen Löhne und Ge-
hälter in der verarbeitenden Industrie in 
Griechenland im Jahr 2008 etwa 48 Pro-
zent derjenigen in Deutschland; im Jahr 
2017 lagen die griechischen Löhne und 
Gehälter nur noch bei knapp 35 Prozent 
der deutschen.



174 DIE VERTIEFUNG DER NORD-SÜD-SPALTUNG

Fraglich ist, ob die Krisenbearbeitung, 
welche die Krisenursachen in der man-
gelnden preislichen Wettbewerbsfähig-
keit der südeuropäischen Peripherie ver-
ortete und dementsprechend einseitig 
auf lohn- und arbeitsmarktpolitische An-
passung zulasten der Lohnabhängigen in 
Südeuropa setzte, zu einer nachhaltigen 
Überwindung der Krise geführt hat.9

Betrachtet man zunächst die Entwick-
lung der Leistungsbilanzungleichge-
wichte, die häufig als Indikator für die 
Gesamtentwicklung der makroökonomi-
schen Ungleichgewichte herangezogen 
werden, scheint die dominante Krisenbe-
arbeitungsstrategie durchaus erfolgreich 
gewesen zu sein. War die Leistungsbi-
lanz der Eurozone in der Krise zunächst 
negativ, so erzielt sie seit 2012 steigen-
de Überschüsse. Obwohl diese aktuell 
wieder leicht rückläufig sind, gehen sie 
noch immer weit über das Vorkrisenni-
veau hinaus. Die Leistungsbilanzüber-
schüsse der Eurozone sind einerseits auf 
den Rückgang der Leistungsbilanzdefi-
zite der südeuropäischen Peripherie und 
andererseits auf die wachsenden Leis-
tungsbilanzüberschüsse Deutschlands 
zurückzuführen (EZB 2017).
Dieser allgemeinen Leistungsbilanzent-
wicklung liegen jedoch spezifische Ent-
wicklungstendenzen zugrunde, die für 
die Bewertung der Effektivität der Kri-
senbearbeitung entscheidender sind 
als die Betrachtung aggregierter Leis-
tungsbilanzdaten. Zentral ist zunächst, 
dass der Rückgang der Leistungsbilanz-
defizite seit 2012 durch den Verfall des 

Ölpreises stark begünstigt wurde: So 
sank der Anteil der Ölimporte am BIP 
der Eurozone zwischen 2013 und 2017 
von etwa 3,5 auf etwa 1,5 Prozent (EZB 
2017). Vom Rückgang der Leistungs-
bilanzdefizite der südeuropäischen Pe-
ripherie lässt sich wiederum nicht un-
mittelbar auf eine Verbesserung ihrer 
internationalen Wettbewerbsposition 
schließen. Einen wesentlichen Anteil 
am Ausgleich der Leistungsbilanzen der 
südlichen Peripherie der Eurozone hat-
te der krisen- und austeritätspolitisch 
bedingte Rückgang der effektiven Kauf-
kraft und folglich der Importe (vgl. u. a. 
Lindner 2017; Gräbner u. a. 2017; Heine/
Sablowski 2015: 579). Im Zuge dessen 
verlagerten sich auch die Exportüber-
schüsse Deutschlands: Seit 2012 ist der 
deutsche Außenhandelsüberschuss ge-
genüber dem Rest der Welt größer als 
gegenüber der Eurozone; 2016 war er 
bereits doppelt so hoch (Deutsche Bun-
desbank 2017: 21).
Vergleicht man die Entwicklung von 
Importen und Exporten der südeuro-
päischen Peripherie, zeigt sich jedoch 
durchaus ein ambivalentes Bild: Die Im-
porte der südeuropäischen Peripherie 
brachen vor allem 2008/09 durch die Kri-
se und danach (2012/13) durch die Aus-
teritätspolitik ein, gleichzeitig zeichnet 
sich – mit Ausnahme Griechenlands – 
seit 2013 eine Steigerung der Exporte ab 
(Abb. 3). Inzwischen übersteigen diese 
das Vorkrisenniveau und tragen so ihrer-
seits zum Ausgleich der Leistungsbilan-
zen bei.

9  Wichtige Hinweise für diesen Abschnitt verdanken wir Ja-
kob Hafele. 



18 Abbildung 3: Die (a) Importe und (b) Exporte ausgewählter Krisenländer  
in Milliarden US-Dollar, konstante Preise (2010)

Quelle: Weltbank, eigene Zusammenstellung.

Dennoch gibt es eine Reihe von Anhalts-
punkten, dass es seit der Krise nicht 
zu einem Abbau tiefer liegender Un-
gleichgewichte, sondern vielmehr zu 
einer weiteren Erosion der Produktions-
strukturen der Peripherie und einer Ver-
schärfung der Polarisierung innerhalb 
der Eurozone gekommen ist (vgl. auch: 
Gräbner u. a. 2017; grundlegend: Becker 
u. a. 2015; Schneider 2017: 28 ff.). Hier-
für spricht zunächst die Entwicklung der 
Industrieproduktion. Während diese in 
Deutschland und Österreich kurz nach 
der Krise bereits wieder das Vorkrisen-
niveau (2007) überstieg, brach sie in der 
südeuropäischen Peripherie massiv und 
anhaltend ein. In Spanien und Griechen-
land hat die Industrieproduktion noch 
nicht einmal 80 Prozent des Vorkrisen-
niveaus erreicht. Auch in Portugal und 
Italien liegt sie noch weit unter Vorkri-
senniveau (Abb. 4). Aufgrund der Län-
ge des Einbruchs ist anzunehmen, dass 
Produktionskapazitäten in der Peripherie 
nicht bloß unausgelastet blieben, son-

dern mittlerweile auch dauerhaft abge-
baut wurden.
Ein weiterer Anhaltspunkt für die zuneh-
mende Erosion der Produktionsstruktu-
ren in der südeuropäischen Peripherie ist 
die Entwicklung der sektoralen Exportzu-
sammensetzung. Während in Deutsch-
land und Österreich der Anteil der Sek-
toren Maschinen- und Fahrzeugbau, 
Elektrotechnik und chemische Industrie10 
an den gesamten Exporten im Vorkrisen-
jahr 2007 bei 61,4 bzw. 50,1 Prozent lag 
und bis 2016 weiter anstieg (63,1 bzw. 
51,8 %), zeichnet sich bei den Ländern 
der südeuropäischen Peripherie ein Be-
deutungsverlust dieser Sektoren in der 
Exportstruktur ab – wenn auch in unter-
schiedlich starkem Ausmaß. So sank der 
Anteil dieser Sektoren an den gesam-
ten Exporten in Portugal im selben Zeit-
raum von 37,9 auf 35,5 Prozent, in Spa-
nien von 50,5 auf 48,3 Prozent und im 

10  Nach Standard International Trade Classification (SITC1), 
code 5 («chemische Erzeugnisse») und 7 («Maschinenbau
erzeugnisse und Fahrzeuge»). 
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ohnehin bereits stark deindustrialisierten 
Griechenland von 24,3 auf 19,6 Prozent 
(UN 2018).
Auch die technologische Komplexität der 
südeuropäischen Produktionsstrukturen 
nahm – gemessen an dem sogenannten 
Economic Complexity Indicator11 (ECI) 
und dem Product Complexity Indica-
tor (PCI) – ab. Gräbner u. a. (2017: 16 ff.) 
zeigen, basierend auf dem PCI, dass der 
deutsche Anteil an den Exporten der EU 
einen überdurchschnittlich großen Anteil 
von Produkten hoher technologischer 
Komplexität aufweist, während sich bei-
spielweise der spanische oder portugie-
sische Anteil an den Exporten der EU 
aus deutlich unterdurchschnittlich kom-
plexen Produkten zusammensetzt. Dem 
entspricht, dass im internationalen, auf 
dem ECI basierenden Ranking zwischen 
2000 und 2016 Portugal von Platz 32 
auf Platz 36, Spanien von Platz 20 auf 
Platz 33 und Griechenland von Platz 47 
auf Platz 58 abrutschten (CID 2018). Dies 
deutet nicht nur auf einen Abstieg der 

südeuropäischen Peripherie innerhalb 
der internationalen Arbeitsteilung hin. 
Da Länder wie Deutschland, Österreich, 
Schweden oder Finnland neben Japan, 
Südkorea und den USA nach wie vor 
über die komplexesten Produktionssys-
teme weltweit verfügen, lässt sich dies 
als Anhaltspunkt für die Polarisierung in-
nerhalb der europäischen Arbeitsteilung 
interpretieren.
Eine entgegengesetzte Entwicklung 
zeigt sich bei den Ländern der soge-
nannten Visegrád-Gruppe. Die Industrie
produktion entwickelte sich hier noch 
schneller als in Deutschland und Öster-
reich und ist inzwischen gegenüber dem 
Vorkrisenniveau um mehr als ein Drittel 
gewachsen (Abb. 4), wenn auch auf der 
Grundlage wachsender interner Polari-
sierung und struktureller Heterogenität 
(Hürtgen 2015). In der auf dem ECI ba-

Abbildung 4: Industrieproduktion (ohne Baugewerbe),  
2007 = 100, *Durchschnitt

Quelle: OECD, eigene Berechnung.

11  Der Economic Complexity Indicator des Harvard Center for 
International Development setzt sich zusammen aus dem Grad 
der Diversität der Exporte eines Landes und dem Grad ihrer Sel-
tenheit bzw. Einzigartigkeit (CID 2018). 
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sierenden Rangliste hielten die Visegrád-
Länder ihre Position oder stiegen sogar 
leicht auf. Auch der Anteil der Bereiche 
Maschinen- und Fahrzeugbau, Elektro-
technik und chemische Industrie stieg 
von durchschnittlich 57 auf 59,6 Pro-
zent, in der Slowakei sogar von 57 auf 
64,7 Prozent (UN 2018). Da es sich hier-
bei jedoch überwiegend um den Export 
von Zwischengütern innerhalb von Pro-
duktionsketten handelt, deuten diese In-
dikatoren weniger auf eine dominante 
Stellung in der europäischen Arbeitstei-
lung als vielmehr auf die Einbindung in 
das deutsche Produktionssystem und 
Exportmodell hin.
Dieser Entwicklung entsprechen tief 
greifende Umbrüche in der Regional-
struktur des Außenhandels innerhalb der 
Eurozone. So hat die südeuropäische Pe-
ripherie als Absatzmarkt für deutsche Ex-
porte relativ und absolut an Bedeutung 
verloren, auch wenn sich aktuell wieder 
eine leichte Erhöhung des Strukturan-

teils der südeuropäischen Peripherie ab-
zeichnet. Gleichzeitig verlagern sich die 
deutschen Exporte zunehmend auf die 
sogenannten «emerging markets» der 
Schwellenländer – eine Entwicklung, die 
bereits vor der Krise einsetzte, durch den 
krisen- und austeritätspolitischen Nach-
frageeinbruch in der Eurozone jedoch 
nochmals verstärkt wurde (Abb. 5). Von 
dieser Entwicklung profitieren wieder-
um Teile der mittel- und osteuropäischen 
Peripherie, die durch Direktinvestitionen 
und Offshoring in das deutsche Produkti-
onssystem und Exportmodell eingebun-
den sind (Simonazzi u. a. 2013; vgl. Gräb-
ner u. a. 2017).
Vergleicht man zudem die Entwicklung 
der Anteile der südeuropäischen Peri-
pherie und der Visegrád-Gruppe an den 
Importen der größten Volkswirtschaften 
der Eurozone und der gesamten Euro
zone seit 2000 (Abb. 6), so wird deutlich, 
dass die Visegrád-Länder seit Ausbruch 
der Krise – mit Ausnahme Polens – noch 

Abbildung 5: Anteile verschiedener Länder(-gruppen) an den gesamten 
Exporten Deutschlands in Prozent; emerging markets* = China (inkl. Hong-
kong), Indien, Brasilien, Indonesien, Südkorea, Türkei

Quelle: IWF Direction of Trade Data, eigene Berechnung.
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tiefer in das deutsche Produktionssys-
tem integriert wurden und ihr wirtschaft-
liches Gewicht auch für die gesamte 
Eurozone wuchs (Becker 2018). Demge-
genüber stieg lediglich in Italien und – mit 
wechselnder Tendenz – auch Frankreich 
der Importanteil der südeuropäischen 
Peripherie, während ihre Anteile an den 
Importen der gesamten Eurozone stag-
nierten und ihre Anteile an den Importen 
Deutschlands – trotz aktuell wieder leicht 
steigender Tendenz – vergleichsweise 
niedrig blieben.
So ergibt sich einerseits die Tendenz, 
dass die südeuropäische Peripherie aus 
der Perspektive des dominanten deut-
schen Produktionssystems weiter mar-
ginalisiert bleibt bzw. sich diese relative 
Marginalisierung mit Blick auf die Bedeu-
tung der südeuropäischen Peripherie als 
Absatzmarkt für deutsche Exporte sogar 
verschärft. Andererseits zeichnet sich ei-
ne Verstärkung der bereits länger beste-
henden Dualisierungstendenz zwischen 

Nord(-Ost)- und Südeuropa ab: Während 
sich jeweils die Handelsbeziehungen in-
nerhalb des südeuropäischen Blocks 
(inkl. Frankreichs) sowie innerhalb des 
Blocks des deutschen Produktionssys-
tems und seinen Zuliefererökonomien 
vertiefen, verlieren die Wirtschaftsbezie-
hungen zwischen diesen Blöcken relativ 
an Bedeutung.
Auf politischer Ebene bedeutet dies zu-
nächst eine relative Schwächung Südeu-
ropas und folglich auch eine wachsen-
de Asymmetrie in der für den bisherigen 
europäischen Integrationsprozess kon-
stitutiven deutsch-französischen Ach-
se (Heine/Sablowski 2015; Schneider/
Syrovatka 2017). Darüber hinaus steht 
hinter dem politischen Bedeutungszu-
wachs der Viségrad-Länder auch eine 
medial weit weniger beachtete ökono-
mische Gewichtsverlagerung von Süden 
nach Osten. Dieser Bedeutungszuwachs 
hängt seinerseits jedoch stark von den 
Entwicklungsmustern des deutschen 

Abbildung 6: Importe aus (a) der südeuropäischen Peripherie  
und (b) den Viségrad-Ländern als prozentualer Anteil  
an den gesamten Importen

Quelle: IWF Direction of Trade Data, eigene Berechnung.
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22 Produktionssystems ab, was wiederum 
den politischen Handlungsspielraum 
der Viségrad-Länder – besonders jenen 
der stärker außenorientierten Länder 
Slowakei, Ungarn und Tschechien – ein-
schränkt. So suchte beispielsweise die 

Orban-Regierung die Konfrontation mit 
ausländischem Bankkapital und dem 
IWF, stellte jedoch die starke Dominanz 
ausländischer, insbesondere deutscher 
Direktinvestitionen bisher nicht infrage 
(Becker 2018).

5 ITALIEN ALS NEUER VERDICHTUNGSPUNKT 
DER WIDERSPRÜCHE

Trotz des Rückgangs der Leistungsbi-
lanzungleichgewichte setzen sich in-
nerhalb der Eurozone also tiefer liegen-
de Muster ungleicher Entwicklung fort. 
Die für den Prozess europäischer Wirt-
schaftsintegration wohl entscheidende 
Nord-Süd-Spaltung vertieft sich. Nach-
dem die Krisen in Griechenland, Portugal 
und Spanien einigermaßen eingedämmt 
wurden, verdichten sich die Widersprü-
che dieser ungleichen Entwicklung aktu-
ell vor allem in Italien. Anders als bei Por-
tugal, Spanien oder Griechenland lässt 
sich für Italien auf den ersten Blick kein 
signifikanter Abstieg in der internatio-
nalen Arbeitsteilung feststellen. Auf der 
ECI-Rangliste stand Italien im Jahr 2000 
auf Platz 13, im Jahr 2016 auf Platz 16. 
Der kombinierte Anteil der chemischen 
Industrie und des Maschinen- und Fahr-
zeugbaus an den italienischen Exporten 
ist seit dem Beginn der jüngsten Krise so-
gar leicht gestiegen – von 47,1 Prozent 
im Jahr 2007 auf 48,7 Prozent im Jahr 
2016. Dennoch weist der Einbruch der 
Industrieproduktion darauf hin, dass wir 
es auch in Italien mit einer Tendenz zur 
Aushöhlung des Produktionssystems zu 
tun haben.
Italien nimmt in der Hierarchie der euro-
päischen Arbeitsteilung eine Zwischen-
position zwischen Deutschland und den 

peripheren Ländern Ost- und Südeuro-
pas ein. Das Land weist einen ähnlich 
breit gefächerten Produktionsapparat 
auf wie Deutschland, wobei allerdings 
«traditionelle» Branchen der Konsum-
güterproduktion wie Bekleidung, Schu-
he, Lederartikel, Möbel, Lebensmittel 
ein stärkeres Gewicht haben. Auch im 
Maschinenbau ist Italien stark, wobei 
dieser nicht so breit gefächert ist wie 
in Deutschland und stärker auf die tra-
ditionell im Land starken Sektoren der 
Leichtindustrie bezogen ist. In der Fahr-
zeugproduktion, dem Maschinenbau, 
der chemischen und pharmazeutischen 
Industrie konkurriert Italien mit Ländern 
wie Deutschland, Frankreich, Japan oder 
den USA, während es in den «traditionel-
len» Branchen der Leichtindustrie mit der 
wachsenden Konkurrenz peripherer, sich 
neu industrialisierender Länder konfron-
tiert ist. Durch eine Reihe von Faktoren 
konnten die italienischen Produzenten 
lange Zeit ihre Konkurrenzfähigkeit trotz 
ihrer «Sandwichposition» verteidigen. An 
erster Stelle ist hier die spezifische Form 
der industriellen Organisation zu nennen: 
In Italien entstanden in einer Reihe von 
Branchen industrielle Distrikte, das heißt 
räumlich verdichtete Netzwerke flexibel 
spezialisierter kleiner und mittlerer Un-
ternehmen, die entlang von Warenketten 



23intensive Kooperationsbeziehungen und 
eine hohe Anpassungsfähigkeit an sich 
verändernde Marktbedingungen entwi-
ckelten. Zweitens konnte Italien vor der 
Bildung der Europäischen Währungsuni-
on durch die wiederholte Abwertung der 
eigenen Währung die Konkurrenzfähig-
keit der heimischen Industrie aufrechter-
halten.
Seit den 1990er Jahren haben sich die 
Konkurrenzbedingungen durch die 
Transformationen in Osteuropa und Chi-
na sowie durch die Europäische Wäh-
rungsunion jedoch gravierend geän-
dert. Während die deutschen Exporteure 
schon in den 1980er Jahren unter den 
Bedingungen des Europäischen Wäh-
rungssystems bewiesen, dass sie auch 
mit Währungsaufwertungen leben kön-
nen, gerieten die italienischen Produzen-
ten zunehmend unter Druck, nachdem 
die Möglichkeit zur Abwertung der eige-
nen Währung entfiel. Die Unterschiede 
im Spezialisierungsprofil der deutschen 
und italienischen Produzenten wirken 
sich nun in der Währungsunion so aus, 
dass die deutschen einen Extravorteil er-
zielen können, weil der Euro für sie rela-
tiv unterbewertet ist, während die italie-
nischen Produzenten mit einer relativen 
Überbewertung des Euro konfrontiert 
sind. Der Kostensenkungsdruck wird 
dadurch verstärkt. Nicht nur Großunter-
nehmen, auch kleine und mittlere Un-
ternehmen haben in Italien mit Produk-
tionsverlagerungen ins Ausland, primär 
nach Osteuropa reagiert. Zwar sind die 
Wachstumsraten der Direktinvestitionen 
italienischer Unternehmen im Ausland in 
den Krisenjahren 2008 bis 2012 gegen-
über der Phase 2003 bis 2008 zurück-
gegangen, im gesamten Zeitraum lagen 
sie aber höher als die Wachstumsraten 
der ausländischen Direktinvestitionen 

Deutschlands, Frankreichs und Groß-
britanniens (Heine 2015: 40 ff.).12 Wäh-
rend Niedriglohnstandorte wie Algerien, 
Ägypten und Polen schon länger wich-
tige Zielgebiete italienischer Direktin-
vestitionen sind, weisen italienische Di-
rektinvestitionsbestände in Ländern wie 
Albanien, Bulgarien, Kroatien, Rumäni-
en, Serbien, Ungarn, Tschechien und der 
Türkei in den letzten Jahren hohe Wachs-
tumsraten auf (Banca d’Italia 2017). In 
Serbien sind italienische Unternehmen, 
beispielsweise gemessen an der Anzahl 
der Investitionsprojekte und am Wert der 
ausländischen Direktinvestitionen, die 
größten Investoren (RAS 2017: 4). Ne-
ben einem Joint Venture von Fiat-Chrys-
ler in der Automobilfertigung sowie Ban-
ken und Versicherungen sind es hier vor 
allem Unternehmen aus der Textil- und 
Bekleidungsindustrie, die in Serbien in-
vestiert haben (Radenković 2016: 33). 
In dem Maße, in dem ausländische Pro-
duktionsstandorte in die Produktionsket-
ten italienischer Unternehmen und ihrer 
Zulieferer eingebunden werden, werden 
die Produktionsnetzwerke in Italien löch-
riger. Während Italien lange Zeit ähnlich 
wie Deutschland ein außergewöhnlich 
hohes Niveau industrieller Beschäftigung 
aufrechterhalten konnte, scheint sich 
jetzt auch hier ein Trend der partiellen De-
industrialisierung durchzusetzen.
In der verarbeitenden Industrie sind zwi-
schen 2001 und 2011 fast eine Million 
Arbeitsplätze verloren gegangen (von 
4,8 Mio. auf knapp 3,9 Mio.). Von ca. 

12  Ausländische Direktinvestitionen werden aus unterschied-
lichen Motiven vorgenommen. Ein großer Teil dient der Markt
erschließung oder erfolgt im Zuge von Fusionen und Über-
nahmen, spielt sich also primär zwischen den kapitalistischen 
Zentren ab. Nur ein Teil der Direktinvestitionen erfolgt aus Grün-
den der Kostensenkung bzw. in Form des Aufbaus neuer Pro-
duktionsstätten («greenfield investments»). Insofern sind die 
Zahlen zu den ausländischen Direktinvestitionen für das hier 
interessierende Problem nur eingeschränkt aussagekräftig.



24 527.000 Betrieben sind mehr als 100.000 
in diesem Zeitraum verschwunden. Be-
sonders ausgeprägt waren die Arbeits-
platzverluste in der Textil- und Beklei-
dungsindustrie (von mehr als 600.000 
Arbeitsplätzen auf weniger als 370.000). 
Insgesamt waren die Arbeitsplatzver-
luste in den «traditionellen» Branchen 
der Leichtindustrie größer als etwa im 
Fahrzeugbau oder Maschinenbau (Istat 
2011).
Diese ökonomischen Transformationen 
bilden den Hintergrund für die politi-
schen Krisenerscheinungen und die Um-
brüche im italienischen Parteiensystem 
sowie für das Wachstum jener Kräfte, 
die einen Austritt Italiens aus der WWU 
anstreben. Italien könnte insofern nicht 
nur zum Verdichtungs-, sondern auch 
zum Eskalationspunkt der Widersprüche 

europäischer Krisenbearbeitung wer-
den: Anders als im Zentrum der Eurozo-
ne wenden sich relevante Kapitalfrakti-
onen in Italien vom Euro ab, gleichzeitig 
würde ein Ausscheiden aus der Eurozo-
ne – anders als ein «Grexit» – allein schon 
aufgrund der Größe der italienischen 
Ökonomie das Fortbestehen der WWU 
als Ganzer infrage stellen. Die gegen-
wärtige Regierung von Lega und Cinque 
Stelle hat zwar von dem Ziel des Austritts 
aus der Währungsunion vorerst Abstand 
genommen, doch die Ankündigung der 
Regierung, die Defizitregeln der WWU 
gegebenenfalls zu brechen, um notwen-
dige Investitionen zu realisieren oder 
neue Sozialleistungen einzuführen, hat 
bereits ausländische Investoren verstärkt 
italienische Staatsanleihen abstoßen las-
sen (Financial Times 2018).

6 SCHLUSSFOLGERUNGEN

Wie im zweiten Abschnitt dieses Tex-
tes anhand der Europäisierung der Wirt-
schafts- und Arbeitsmarktpolitik darge-
stellt, kann durchaus davon gesprochen 
werden, dass die Krise zu einem neuen 
Schub der Vertiefung der europäischen 
Integration geführt hat. Auch Politikfel-
der, die nach den europäischen Verträ-
gen eigentlich explizit Gegenstand nati-
onaler und nicht europäischer Regelung 
sind, werden zunehmend den sankti-
onsbewehrten Koordinierungsmecha-
nismen auf EU-Ebene unterworfen. Der 
neoliberale Integrationsmodus hat sich 
dabei nicht substanziell verändert; neoli-
berale Politik wurde vielmehr radikalisiert 
und zunehmend autoritär durchgesetzt. 
Die Austeritätspolitik soll durch diese Kri-
senbearbeitung gleichsam auf Dauer ge-

stellt werden, und dies nicht nur für die 
von europäischen Krediten abhängigen 
Länder, sondern für alle EU-Mitglied
staaten.
Bei der Interpretation dieses Sachver-
halts sollte man allerdings nicht verken-
nen, dass die Austeritätspolitik keines-
wegs nur der EU geschuldet ist, sondern 
als Teil des kapitalistischen Krisenmana-
gements eine gewisse Zwangsläufigkeit 
besitzt: Für die Kapitalistenklassen und 
ihre intellektuellen und politischen Ver-
treterInnen ist es naheliegend, auf die 
Austeritätspolitik zurückzugreifen, um 
auf Kosten der Lohnabhängigen die sich 
ausweitende Staatsverschuldung einzu-
dämmen und die Profitabilität des Kapi-
tals wiederherzustellen. In jeder großen 
Krise kommt es zu ähnlichen Prozessen. 



25Erinnert sei zum Beispiel an Brünings De-
flationspolitik in den 1930er Jahren. Und 
auch in den 1970er Jahren folgte ähnlich 
wie in der jüngsten Krise auf eine erste, 
«keynesianische» Phase des Krisenma-
nagements der Übergang zur Austeri-
tätspolitik – Anfang der 1980er Jahre 
war vom «monetaristischen Schock» 
die Rede. Insofern muss die europäische 
Krisenpolitik als eine Variante eines all-
gemeineren Prozesses begriffen wer-
den. Isabel Ortiz u. a. (2015) zeigen, dass 
Maßnahmen wie das Einfrieren oder die 
Senkung der Löhne, die Erhöhung der 
Konsumsteuern, Rentenreformen, Ar-
beitsmarktreformen, Gesundheitsrefor-
men und Privatisierungen in zahlreichen 
Ländern weltweit im Anschluss an die 
jüngste Krise durchgesetzt wurden bzw. 
noch geplant sind. Allerdings ist die Aus-
teritätspolitik in der EU nicht bloß Kri-
senpolitik, sondern hat gleichsam Ver-
fassungscharakter angenommen. Sie ist 
auch Ausdruck der Generalisierung des 
neomerkantilistischen Wachstumsmo-
dells, das von der herrschenden Klasse 
in Deutschland vorexerziert wird. Dieses 
wird mit der Krisenbearbeitung gewis-
sermaßen von der nationalen auf die EU-
Ebene transponiert.
Die sich nicht nur in der Wirtschafts- und 
Arbeitsmarktpolitik, sondern auch beim 
Grenzschutz, der polizeilichen und ge-
heimdienstlichen Zusammenarbeit und 
in der Militärpolitik abzeichnende Ver-
tiefung der europäischen Integration ist 
allerdings nur eine Seite der Medaille. 
Während die europäische Integration ge-
rade in ihrer autoritären und repressiven 
Form voranschreitet, werden die inneren 
Widersprüche und Desintegrationsten-
denzen der EU durch das Krisenmanage
ment keineswegs überwunden, son-
dern lediglich verschoben und in anderer 

Form reproduziert. So wurden die Zah-
lungsbilanzungleichgewichte zwar teil-
weise abgebaut und zahlreiche Länder, 
die noch vor einigen Jahren Leistungsbi-
lanzdefizite aufwiesen, verzeichnen nun 
Leistungsbilanzüberschüsse. Aber unter 
der Oberfläche von Zahlungsbilanzstatis-
tiken hat sich die hierarchische Arbeits-
teilung innerhalb der EU vertieft. Auf die-
se Weise setzen sich jene Tendenzen fort, 
die zur Eurokrise beigetragen haben – 
und dies mitunter sogar in verschärfter 
Form: Die periphere Integration Osteu-
ropas in die europäische Arbeitsteilung, 
die in den Visegrád-Staaten durchaus 
mit einem Aufholprozess und einer – 
wenn auch in vielerlei Hinsicht proble-
matischen – zunehmend selbstbewuss-
ten Interessenartikulation verbunden ist, 
korrespondiert mit einer Fortsetzung des 
tendenziellen Abstiegs der südeuropäi-
schen Peripherie und einer Vertiefung der 
Nord-Süd-Spaltung der Eurozone. Diese 
Spaltung schlägt sich auch in wachsen-
den Lohndifferenzen und Differenzen in 
den Lebensbedingungen zwischen den 
südeuropäischen Krisenländern und 
dem Norden der EU nieder. Insgesamt 
lässt sich also keineswegs von einem 
Konvergenzprozess sprechen; die Di-
vergenzen haben lediglich ihre Form ge-
wechselt und zeigen sich jetzt in anderer 
Weise.
Auf politischer Ebene ist dies in Südeu-
ropa mit einer tief greifenden Erosion der 
traditionellen Parteiensysteme verbun-
den. Konnten die herrschenden Klassen 
die Folgen dieser politischen Erschütte-
rungen bisher – wie im Falle Griechen-
lands – einigermaßen eindämmen, so 
könnten die aktuellen Umbrüche in Itali-
en aufgrund der Größe und Stellung des 
Landes schnell auf die WWU als Gan-
ze durchschlagen und den Fortbestand 



26 der Eurozone insgesamt infrage stellen. 
Aber auch die bisher erfolgreiche neo-
merkantilistische Strategie des Blocks 
exportorientierter Zentrumsökonomi-
en um Deutschland selbst stößt zuneh-
mend an Grenzen. Die Abhängigkeit 
von einer stabilen, von den USA sankti-
onierten Freihandelsordnung und von 
der auf Verbrennungsmotoren spezia-
lisierten Automobilbranche, die in den 
letzten Jahrzehnten noch gewachsen 
ist, erweist sich nun als Achillesferse 
des deutschen Exportmodells. Der sich 
anbahnende Handelskrieg mit den USA 
zeigt, dass diese neomerkantilistische 
Politik auf Dauer nicht funktioniert, weil 
mächtige Handelspartner wachsende 
Leistungsbilanzdefizite im Austausch 
mit Deutschland längerfristig nicht hin-
nehmen werden. Dies könnte wiede-
rum Spannungen und Widersprüche 
innerhalb der WWU vertiefen. Denn ei-
nerseits würde dann der europäische 
Binnenmarkt für Deutschland wieder an 
Bedeutung gewinnen, nachdem er seit 
den 1990er Jahren an Bedeutung verlo-
ren hat. Andererseits fehlt hierfür jedoch 
aufgrund der austeritätspolitischen Kri-
senbearbeitung die effektive Nachfrage – 
und deren Ausweitung über verstärkte 
Kreditschöpfung und Kapitalzuflüsse aus 
dem Ausland würde wiederum in eine Si-
tuation langfristig nicht tragfähiger Zah-
lungsbilanzungleichgewichte führen. Ob 
der mögliche neuerliche Bedeutungszu-
wachs des europäischen Binnenmarktes 
die Bereitschaft des deutschen Macht-
blocks erhöht, auf die französische Posi-
tion einzugehen und gemeinschaftlichen 

Transfer- und Haftungsmechanismen 
bei der Vertiefung der WWU zuzustim-
men, um die Wirtschaftsentwicklung 
Südeuropas zu stabilisieren (Schneider/
Syrovatka 2017), lässt sich derzeit noch 
nicht absehen. Aktuell scheinen sich 
die Widersprüche innerhalb der WWU 
auf politischer Ebene vielmehr in zuneh-
menden Spannungen im deutsch-fran-
zösischen Verhältnis zu entladen. Denn 
während Deutschland auf Frankreich 
angewiesen ist, um im Rahmen der EU 
mit entsprechendem handelspolitischen 
Gewicht mit den USA verhandeln zu kön-
nen, weist Frankreich ähnlich wie die 
USA ein hohes Leistungsbilanzdefizit mit 
Deutschland auf.
Die ökonomische Krise wurde also kurz-
fristig insbesondere auf Kosten der Lohn-
abhängigen in Südeuropa gelöst. Die 
ihr zugrunde liegenden Widersprüche 
wurden jedoch lediglich verlagert und 
verdichten sich aktuell insbesondere 
in Italien. Trotz und gerade wegen ihrer 
Vertiefung wird die europäische Wirt-
schaftsintegration in ihrer aktuell domi-
nanten Form zunehmend fragiler.
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«Die ökonomische Krise wurde 

kurzfristig insbesondere auf 

Kosten der Lohnabhängigen 

in Südeuropa gelöst. Die 

ihr zugrunde liegenden 

Widersprüche wurden 

jedoch lediglich verlagert 

und verdichten sich aktuell 

in Italien. Trotz und gerade 

wegen ihrer Vertiefung 

wird die europäische 

Wirtschaftsintegration 

zunehmend fragiler.»
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